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2 5 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 23 Lahnsattel Straße im Bereich der
Gemeinde Neuberg an der Mürz
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Voralpen Straße im Bereich der Gemeinden Haag, Haidershofen und
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2 5 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 62 Deutschkreutzer Straße im Bereich
der Gemeinden Deutschkreutz und Horitschon

2 5 7 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 67 Grazer Straße im Bereich der
Gemeinde Lebring-St. Margarethen

2 5 8 . Verordnung: Erhebung der Landesarbeitsämter zu anweisenden Stellen und Besorgung ihrer
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1. Juli 1974 bis 30. Juni 1975

252 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 27. März 1974,
mit der eine wasserwirtschaftliche Rahmen-
verfügung zum Schutze des Mondsees, des
Fuschlsees und des Zellersees und deren Ein-

zugsgebiete erlassen wird

Auf Grund des § 54 des Wasserrechtsge-
setzes 1959, BGBl. Nr. 215, wird verordnet:

§ 1. Bei Erteilung von wasserrechtlichen Be-
willigungen und auch schon bei Planungen und
Maßnahmen der Wasserwirtschaft, der Raum-
ordnung, der Besiedlung und Betriebsgründungen
im Einzugsgebiet des Mondsees, des Fuschlsees
und des Zellersees, ist darauf zu achten, daß jede
Verunreinigung (§ 30 Abs. 2 WRG 1959) dieser
Seen vermieden wird.

§ 2. Zur Erreichung des Zieles nach § 1 sind
bei der Handhabung der §§ 8, 9, 10, 28 bis 38
und 112 WRG 1959 daher insbesondere folgende
Gesichtspunkte zu beachten:

1. Die Errichtung von Kanalisationen hat so zu
erfolgen, daß ein möglichst hoher Anteil der
anfallenden Schmutzstoffe erfaßt wird. Die-
ser Grundsatz ist auch bei der Regenent-
lastung zu berücksichtigen. Ist eine Fernhal-
tung der Abwässer von den in § 1 genannten
Seen nicht vorzuziehen, so sind die Abwässer
neben der biologischen Reinigung durch eine

weitere Reinigungsstufe, zum Beispiel durch
eine chemische (Phosphatfällung), zu be-
handeln.

2. Eine gemeinsame Reinigung der Abwässer
benachbarter Gemeinden ist anzustreben,
soweit dies räumlich und wirtschaftlich noch
vertretbar ist.

3. Für die Ablagerung von Müll, der im Gebiet
nach § 1 anfällt, ist die Errichtung von ge-
ordneten Deponien außerhalb dieses Gebietes
anzustreben. Bestehende Müllablagerungen,
die eine Gewässerverunreinigung verursachen
können, sind in einen einwandfreien Zustand
zu versetzen.

4. Die Abgänge aus landwirtschaftlichen Tier-
haltungen und die Siloabwässer sind einer
landwirtschaftlichen Verwertung zuzuführen.

§ 3. Das Interesse der Gemeinden Hof bei Salz-
burg, Fuschl am See, Koppl, Plainfeld, Eugendorf,
Thalgau, Mondsee, Tiefgraben, St. Lorenz, Inner-
schwand, Zell am Moos, Oberhofen am Irrsee und
Unterach am Attersee an der Reinhaltung der im
§ 1 genannten Seen wird als rechtliches Interesse
anerkannt.

§ 4. Auch das Interesse der Stadtgemeinde Salz-
burg an der Reinhaltung des Fuschlsees wird im
Hinblick auf eine künftige Trinkwasserentnahme
als rechtliches Interesse anerkannt.

Weihs
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253 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 29. März
1974, mit der die Studienordnung für die
Studienrichtung Wirtschaftsingenieurwesen-

Maschinenbau geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 11 und 18 bis 21 des
Bundesgesetzes vom 10. Juli 1969, BGBl. Nr. 290,
über technische Studienrichtungen in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 329/1971 in Ver-
bindung mit den Bestimmungen des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Unterricht und Kunst verordnet:

Die Verordnung über die Studienordnung für
die Studienrichtung Wirtschaftsingenieurwesen-
Maschinenbau vom 7. April 1971, BGBl. Nr. 184,
wird wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 2 lit. f hat zu lauten:
„Fächer der zweiten Diplomprüfung . . 13—18".

2. § 7 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:
„Technologie 12—16".

Firnberg

254 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. April 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 23 Lahnsattel Straße im Bereich der

Gemeinde Neuberg an der Mürz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 23 Lahnsattel Straße
wird im Bereich der Gemeinde Neuberg an der
Mürz wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Projekt-km 12,600, rund 140 m westlich der
Gemeindewegbrücke über die Mürz, rückt bei
Projekt-km 12,700 von der bestehenden Trasse
nach Süden ab, quert zweimal die Mürz, erreicht
die alte Straßentrasse bei km 13,600, weicht
zwischen Projekt-km 13,600 und 13,980 neuerlich
nach Süden ab und bindet bei Projekt-km 13,980
wieder in die bestehende Straßentrasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Steiermärkischen
Landesregierung und bei der Gemeinde Neuberg
an der Mürz aufliegenden Planunterlagen (Maß-
stab 1 :2880) zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Die Grenzen des
Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegenden
Plänen zu entnehmen.

Moser

255. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. April 1974
betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der B 42 Haager Straße und der
B 122 Voralpen Straße im Bereich der Ge-
meinden Haag, Haidershofen und Beham-

berg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 42 Haager Straße
und der B 122 Voralpen Straße wird im Bereich
der Gemeinden Haag, Haidershofen und Beham-
berg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse der
Haager Straße beginnt bei Projekts-km 14,800,
folgt in gestreckter Linienführung der be-
stehenden Straßentrasse, wobei diese mehrfach
gekreuzt wird und endet mit der Einbindung
in die B 122 Voralpen Straße bei Projekts-
km 19,040.

Die neu herzustellende Straßentrasse der Vor-
alpen Straße zweigt bei Projekts-km 27,189 von
der bestehenden Trasse ab, erreicht diese wieder
bei km 28,000 und folgt sodann der derzeitigen
Straßentrasse mit geringfügigen Abweichungen
bis zur Landesgrenze Niederösterreich/Ober-
österreich bei Projekts-km 29,034.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrassen
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Niederöster-
reichischen Landesregierung und bei den Ge-
meinden Haag, Haidershofen und Behamberg
aufliegenden Planunterlagen (Maßstab 1 :2880)
zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführte
Straßenteile Anwendung. Der in dessen Abs. 2
genannte Geländestreifen beträgt 35 m beider-
seits der Straßenachse.

Moser

256. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. April 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 62 Deutschkreutzer Straße im Bereich
der Gemeinden Deutschkreutz und Horit-

schon

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 62
Deutschkreutzer Straße wird im Bereich der Ge-
meinden Deutschkreutz und Horitschon wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 15,266, überquert in der Folge die Bahn-
linie der ÖBB „Deutschkreutz-Rattersdorf—
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Liebing" bei Bahn-km 11,590 und bindet, die
Ortschaft Girm umfahrend, — nach zweimaliger
Kreuzung der alten Trasse — bei km 17,350
wieder in die bestehende Bundesstraße ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Burgenländischen
Landesregierung sowie bei den Gemeinden
Deutschkreutz und Horitschon aufliegenden
Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf
diesen Straßenabschnitt Anwendung. Die Gren-
zen des Bundesstraßenbaugebietes sind den auf-
liegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

257 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 16. April 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 67 Grazer Straße im Bereich der Ge-

meinde Lebring-St. Margarethen

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 67 Grazer Straße
wird im Bereich der Gemeinde Lebring-St. Mar-
garethen wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse verläßt
bei Plan-km 83,400 die bestehende Straßentrasse,
verläuft in gestreckter Linienführung östlich der
bestehenden Straße und bindet bei km 84,300 in
diese wieder ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung und bei der Gemeinde Lebring-St. Mar-
garethen aufliegenden Planunterlagen (Maß-
stab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Der in dessen Abs. 2 ge-
nannte Geländestreifen beträgt 35 m beiderseits
der Straßenachse.

Moser

258. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 16. April 1974 über
die Erhebung der Landesarbeitsämter zu an-
weisenden Stellen und über die Besorgung

ihrer Buchhaltungsaufgaben

Auf Grund des Art. 5 P. I des Verwaltungs-
entlastungsgesetzes (VEG), BGBl. Nr. 277/1925,
wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen und dem Rechnungshof verordnet:

§ 1. Die Landesarbeitsämter sind anweisende
Stellen im Sinne des Art. 5 VEG.

§ 2. Die Buchhaltungsaufgaben der anweisenden
Stellen

Landesarbeitsamt Wien,
Landesarbeitsamt Niederösterreich und
Landesarbeitsamt Burgenland

sind von der Buchhaltung des Landesinvaliden-
amtes für Wien, Niederösterreich und Burgen-
land,

die der übrigen Landesarbeitsämter von der
jeweils am gleichen Ort befindlichen Buchhaltung
des Landesinvalidenamtes zu besorgen.

Häuser

259 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 29. April 1974 über
die Feststellung des Ausmaßes fester Beträge
aus dem B-KUVG für die Zeit vom 1. Juli

1974 bis 30. Juni 1975

Auf Grund des § 19 Abs. 5 des Beamten-Kran-
ken- und Unfallversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 200/1967, in der Fassung des Art. I Z. 6 lit. c
der 4. Novelle, BGBl. Nr. 35/1973, wird ver-
ordnet:

Für die Zeit vom 1. Juli 1974 bis 30. Juni 1975
werden die monatliche Höchstbeitragsgrundlage
mit 8600 S und die monatliche Mindestbeitrags-
grundlage mit 1720 S festgestellt.

Häuser
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